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(1) Die nächſte Lehrerinnen⸗Prüfung wird in 
Frankfurt a. O. vom 17. Februar 1905 an abge⸗ 
halten werden. 

Zu dieſer Prüfung werden nur ſolche Be⸗ 
werberinnen zugelaſſen, welche das 19. Lebensjahr 
vollendet haben. 


Die Anmeldungen, in denen anzugeben iſt, ob 
die Prüfung für Volksſchulen oder mittlere und 
höhere Mädchenſchulen gewünſcht wird, find ſpäteſtens 
bis zum 21. Januar 1905 an uns einzureichen. 
Ihnen find beizufügen: 

1. ein ſelbſigefertigter Lebenslauf, auf deſſen 
Titelblatte der vollſtändige Name, der Geburts⸗ 
ort, das Alter, die Konfeſſion und der Wohn⸗ 
ort der Bewerberin angegeben iſt; 

2. der Geburtsſchein; 

3. die Zeugniſſe über die bisher empfangene 
Schulbildung und die etwa ſchon beſtandenen 
Prüfungen; 

4. die genaue, amtlich beſcheinigte Angabe, wo 
und von wem die Bewerberin für den Lehr⸗ 
beruf vorbereitet iſt, namentlich in welcher 
Weiſe und in welchem Umfange ihre praktiſch⸗ 
pädagogiſche Vorbildung erfolgt iſt, in 
welchen Lehrgegenſtänden und auf welchen 
Stufen ſie einzelne Verſuchslektionen ſowie 
fortlaufenden Klaſſenunterricht erteilt hat, und 
von wem ihre Lehrarbeit geleitet und kon⸗ 
trolliert wurde. Bewerberinnen, welche keine 
geordnete Seminarvorbildung genoſſen haben, 
müſſen bei der Meldung außer den oben er⸗ 
forderten Angaben diejenige Klaſſe bezw. Schule 
bezeichnen, in welcher fie ihre Unterrichts⸗ 
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Klaſſenunterricht gehalten haben; 

5. ein amtliches Führungszeugnis und 

6. ein von einem zur Führung eines Dienfiftegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Zeugnis über 
normalen Gejundheitszuftand: 

Beim Eintritt in die Prüfung haben die Be⸗ 
werberinnen eine von ihnen gefertigte Probeſchrift 
auf einem halben Bogen Querfolio mit deutſchen 
und lateiniſchen Lettern und eine Probezeichnung 
abzugeben. Berlin W. 9, den 1. Dezember 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(2) Die nächſte Aufnahmeprüfung am König⸗ 
lichen Schullehrer⸗Seminar zu Alt⸗Döbern wird 
vom 1. April 1905 an abgehalten werdeu. 

Die Anmeldungen ſind bis zum 3. März 1905 
an den Herrn Königlichen Seminardirektor einzu⸗ 
reichen. Ihnen ſind beizufügen: 

1. der Lebenslauf; 

2. der Geburtsſchein; 

3. der Impfſchein, der Revakzinationsſchein und ein 
Geſundheitsatteſt, ausgeſtellt von einem zur 
Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte; 

4. ein amtliches Führungsatteſt; 

5. die Erklärung des Vaters oder an deſſen Stelle 
des Nächſtverpflichteten, daß er die Mittel zum 
Unterhalte des Bewerbers während der Dauer 
des Seminarkurſus gewähren werde, mit der 
Beſcheinigung der Ortsbehörde, daß er über die 
dazu nötigen Mittel verfüge. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 25. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(3) Die nächſte zweite Lehrerprüfung am 
Königlichen Schullehrer⸗Seminar zu Altdöbern wird 
vom 3. Juni 1905 an abgehalten werden. 
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Nur ſolche Lehrer, die im Regierungsbezirk 
Frankfurt im Schuldienſte ſtehen und mindeſtens 
zwei, höchſtens fünf Jahre an Schulen in Preußen 
vollbeſchäftigt geweſen find, haben ſich zu der Prüfung 
zu melden. 

Die Meldung iſt unter Beifügung der Urſchrift 
des Zeugniſſes über die Seminar⸗Entlaſſungsprüfung 
bis zum 8. April 1905 auf dem Dienſtwege an 
die Königliche Regierung in Frankfurt a. Oder 
einzureichen. . 

Dem Meldungsſchreiben iſt eine Angabe bei⸗ 
zufügen, in welchem Fache der Bewerber ſich be⸗ 
ſonders weitergebildet, und mit welchem pädagogiſchen 
Werke er ſich eingehender beſchäftigt hat. 

Erfolgt auf die Meldung von der Königlichen 
Regierung in Frankfurt a. O. oder von uns kein 
ablehnender Beſcheid, ſo haben ſich die Bewerber 
am Tage vor Beginn der Prüfung dem Herrn 
Seminar⸗Direktor um 5 Uhr nachmittags vor⸗ 
zuſtellen. 

Unter Hinweis auf die Rundverfügung der 
Königlichen Regierung vom 24. November v. Js. 
— II B.! 6857 — wird die pünktliche Innehaltung 
der für die Meldung geſetzten Friſt noch beſonders 
zur Pflicht gemacht. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 24. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(4) Die nächſte Entlaſſungs⸗Prüfung im 
Königlichen Schullehrer⸗Seminar zu Alt⸗Döbern 
wird vom 27. Februar 1905 an abgehalten 
werden. 

Zu dieſer Prüfung werden auch nicht im Se⸗ 
minare gebildete Schulamtskandidaten, welche das 
20. Lebensjahr zurückgelegt haben, zugelaſſen. 

Die Anmeldungen find bis zum 80. Januar 
1905 pünktlich an uns einzureichen und denſelben 
beizufügen: 

1. der Lebenslauf; 

2. der Geburtsſchein; 

3. das Zeugnis eines zur Führung eines Dienſt⸗ 
ſiegels berechtigten Arztes über normalen Ge⸗ 
ſundheitszuſtand; 

4. ein amtliches Führungsatteft. 

5. eine Probeſchrift mit deutſchen und lateiniſchen 
Lettern, und 

6. eine Probezeichnung; beide mit der Ver⸗ 
ſicherung, daß ſie der Einſender ſelbſt ange⸗ 
fertigt hat. 

Erfolgt auf die Meldung kein ablehnender 
Beſcheid, ſo haben ſich die betreffenden Schulamts⸗ 
Aspiranten am Tage vor Beginn der Prüfung dem 
Herrn Seminardirektor um 5 Uhr nachmittags vor⸗ 
zuſtellen. 

Berlin, W 9, Linkſtr. 42, den 25. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkolleglum. 

(5) Die nächſte Rektoratsprüfung wird hier 
vom 28. April 1905 an abgehalten werden. Die 
Meldungen, in denen anzugeben iſt, in welchem 


Umfange der Bewerber die Prüfung abzulegen 
wünſcht, ſind an uns bis zum 3. Februar 1905, 
und zwar von den nicht im Schuldienſte ſtehenden 
Bewerbern unmittelbar, von den im öffentlichen oder 
privaten Schuldienſte ſtehenden Lehrern auf dem 
vorgeſchriebenen Dienſtwege einzureichen. 

Zugelaſſen werden nur ſolche Bewerber, welche 
in der Provinz Brandenburg ihren Wohnſitz haben. 

Den Meldungen ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, das Religionsbekenntnis und das 
augenblickliche Amtsverhältnis des Bewerbers 
angegeben iſt, 

2. die Zeugniſſe über die empfangene Schul⸗ und 
Univerſitätsbildung und über die bisher abge⸗ 
legten Prüfungen in Urſchrift oder in beglau⸗ 
bigter Abſchrift. 

Die nicht im Schuldienſte ſtehenden Bewerber 
haben außerdem einzureichen: 

3. ein amtliches Führungszeugnis und 

4. ein Geſundheitszeugnis, welches von einem zur 
Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte 
auszuſtellen iſt. 

Der feſtgeſetzte Anmeldetermin iſt genau ein⸗ 
zuhalten. 

Berlin W. 9, den 28. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(6) Die nächſte Prüfung der Lehrer an Mittel⸗ 
ſchulen wird hier vom 22. Mai 1905 an abgehalten 
werden. 

Die Meldungen, in denen anzugeben iſt, in 
welchen Fächern ($ 6 B der Prüfungsordnung vom 
1. Juli 1901) der Bewerber die Lehrbefähigung zu 
erlangen beabſichtigt, ſowie aus welchem Fache ihm 
die Aufgabe für die häusliche Arbeit (§ 8 der Prü⸗ 
fungsordnung) beſonders erwünſcht ſein würde, ſind 
an uns bis zum 27. Februar 1905, und zwar von 
den noch nicht im Schuldienſte ſtehenden Bewerbern 
unmittelbar, von den im öffentlichen oder privaten 
Schuldienſte ſtehenden Lehrern auf dem vorgeſchriebenen 
Dienſtwege einzureichen. 

Zugelaſſen werden nur ſolche Bewerber, welche 
in der Provinz Brandenburg ihren Wohnſitz haben. 

Den Meldungen ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, das Religionsbekenntnis und das 
augenblickliche Amtsverhältnis des Bewerbers 
anzugeben ſind; 

2. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul: 
und Univerfitätstildung und über die abgelegten 
Prüfungen in Urſchrift oder in beglaubigter 
Abſchrift. 

Die nicht im Schuldienſte ſtehenden Bewerber 

haben außerdem einzureichen: 

3. ein amtliches Führungszeugnis und 

4. ein Geſundheitszeugnis, welches von einem zur 
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Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte 

auszuſtellen iſt. 

Der feſtgeſetzte Anmeldetermin ift pünktlich ein⸗ 
zuhalten. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 24. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(7) Die nächſten Lehrerinnen ⸗Prüfungen werden 
hier vom 8. Februar 1905 an abgehalten werden. 

Zu dieſen Prüfungen werden nur ſolche Be⸗ 
werberinnen zugelaſſen, welche das 19. Lebensjahr 
vollendet haben. 

Es empfiehlt ſich dringend, die Anmeldungen, 
in denen anzugeben iſt, ob die Prüfung für Volks⸗ 
ſchulen oder für mittlere und höhere Mädchenſchulen 
gewünſcht wird, ſpäteſtens bis zum 11. Januar 1905 
an uns einzureichen. Ihnen ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, die Konfeſſion und der Wohnort 
der Bewerberin angegeben iſt; 

2. der Geburtsſchein; 

3. die Zeugniſſe über die bisher empfangene 
Schulbildung und die etwa ſchon beſtandenen 
Prüfungen; 

4. die genaue, amtlich beſcheinigte Angabe, wo 
und von wem die Bewerberin für den Lehr⸗ 
beruf vorbereitet iſt, namentlich in welcher Weiſe 
und in welchem Umfange ihre praktiſch⸗pädago⸗ 
giſche Vorbildung erfolgt iſt, in welchen Lehr⸗ 
gegenſtänden und auf welchen Stufen fie einzelne 
Verſuchslektionen, ſowie fortlaufenden Klaſſen⸗ 
unterricht erteilt hat, und von wem ihre Lehr⸗ 
arbeit geleitet und kontrolliert wurde. Be⸗ 
werberinnen, welche keine geordnete Seminar⸗ 
vorbildung genoſſen haben, müſſen bei der 
Meldung außer den oben erforderten Angaben 
diejenige Klaſſe bezw. Schule bezeichnen, in 
welcher ſie ihre Unterrichtsübungen — Ver⸗ 
ſuchslektionen und fortlaufenden Klaſſenunterricht 
— gehalten haben; 

5. ein amtliches Führungsatteſt und 

6. ein von einem zur Führung eines Dienftjiegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Atteſt über 
normalen Geſundheitszuſtand. 

Beim Eintritt in die Prüfung haben die Be⸗ 
werberinnen eine von ihnen gefertigte Probeſchrift 
auf einem halben Bogen Querfolio mit deutſchen 
und lateiniſchen Lettern und eine Probezeichnung 
abzugeben. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 28. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(8) Die nächſte Schulvorſteherinnen⸗Prüfung 
wird hier am 18. Mat 1905 abgehalten werden. 

Zu dieſer Prüfung werden nur ſolche Lehrerinnen 
zugelaſſen, welche den Nachweis einer mindeſtens 
fünfjährigen Lehrtätigkeit zu führen vermögen und 
mindeſtens zwei Jahre in Schulen unterrichtet haben. 


Die Anmeldungen ſind an uns bis zum 23. Fe⸗ 
bruar 1905 einzureichen. Ihnen ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 

blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, 

das Alter, die Konfeſſion und der Wohnort 
der Bewerberin anzugeben iſt; 

der Geburtsſchein; 

die Zeugniſſe über die ſchon beſtandenen 
Prüfungen; 

. ein amtliches Führungsatteſt; 

. ein Zeugnis über die Lehrtätigkeit; 

. ein von einem zur Führung eines Amtsfiegel3 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Atteſt über 
normalen Geſundheitszuſtand. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, 

den 24. November 1904. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(9) Die Prüfung zur Erlangung der Lehr⸗ 

befähigung für den franzöſiſchen und engliſchen 

Sprachunterricht an mittleren und höheren Mädchen⸗ 

ſchulen wird in Berlin in der Dorotheenſchule vom 

8. Mat 1905 ab ſtattfinden. 

Zu der Prüfung werden nur ſolche Bewerbe⸗ 
rinnen zugelaſſen, welche das neunzehnte Lebensjahr 
vollendet und ihre ſittliche Unbeſcholtenheit, ſowie 
ihre körperliche Befähigung zur Verwaltung eines 
Lehramtes nachgewieſen haben. 

Die Meldungen zu dieſer Prüfung ſind ſpäteſtens 
bis zum 27. März 1905 einzureichen. In dem 
Geſuche iſt anzugeben, ob die Ablegung der Prüfung 
in beiden Sprachen und wenn nur in einer, in 
welcher von beiden ſie beabſichtigt wird. 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1. ein felbftgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, die Konfeſſion und der Wohnort 
der Bewerberin anzugeben iſt, 

2. ein Tauf⸗ bezw. Geburtsſchein, 

3. Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
bildung und über etwa ſchon beſtandene 
Prüfungen, 

4. ein amtliches Führungszeugnis, 

5. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Zeugnis über 
den Geſundheitszuſtand. 

Der feſtgeſetzte Meldungstermin iſt genau ein⸗ 
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zuhalten. 

Beim Eintritt in die Prüfung ſind 12 Mark 
Prüfungsgebühren und 1,50 Mark Stempelgebühren 
zu entrichten. 

Die letzteren werden der Examinandin im Falle 
des Nichtbeſtehens der Prüfung wieder zurückgezahlt 
werden. 

Berlin W. 9, den 28. November 1904. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(40) Die nächſte Prüfung für den Unterricht 
in weiblichen Handarbeiten wird in Berlin vom 
20. März 1905 ab ſtattfinden. 
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Zur Prüfung werden zugelaſſen: 

1. Bewerberinnen, welche bereits die Befähigung 
zur Erteilung von Schulunterricht vorſchrifts⸗ 
mäßig nachgewieſen haben; 

2. ſonſtige Bewerberinnen, wenn ſie eine aus⸗ 
reichende Schulbildung nachweiſen, und wenn 
ſie am Tage der Prüfung das 19. Lebensjahr 
vollendet haben. 

Die Anmeldungen zu derſelben ſind ſpäteſtens 
bis zum 20. Februar 1905 an uns einzureichen. 
Ihnen ſind beizufügen: 

a) von ſolchen, welche bereits eine Prüfung als 
Lehrerin beſtanden haben: 

1. das Zeugnis über dieſe Prüfung; 

2. ein amtliches Zeugnis über ihre bisherige 
Tätigkeit als Lehrerin; 

b) von den übrigen bezeichneten Bewerberinnen: 

1. ein ſelbſtgefertigter, in deutſcher Sprache ab⸗ 
gefaßter Lebenslauf, auf deſſen Titelblatte der 
vollſtändige Name, der Geburtsort, das Alter, 
die Konfeſſion, der Wohnort der Bewerberin 
und die Art der gewünſchten Prüfung (ob für 
mittlere und höhere Mädchenſchulen oder für 
Volksſchulen) anzugeben iſt; 

2. ein Tauf⸗ bezw. ein Geburtsſchein; 

3. ein Geſundheitsatteſt, ausgeſtellt von einem 
Arzte, der zur Führung eines Dienftfiegels 
berechtigt iſt; 

4. ein Zeugnis über die von der Bewerberin er⸗ 
worbene Schulbildung und die Zeugniſſe über 
die etwa ſchon abgelegte Prüfung als Turn⸗ 
lehrerin, Zeichenlehrerin u. ſ. w.; 

5. ein Zeugnis über die erlangte Ausbildung als 
Handarbeitslehrerin; 

6. ein amtliches Führungszeugnis, ausgeſtellt von 
einem Geiſtlichen oder von der Ortsbehörde. 
Der feſtgeſetzte Anmeldetermin iſt pünktlich 

einzuhalten. 

Die Prüfung iſt eine praktiſche und theoretiſche. 

In praktiſcher Beziehung haben die Bewerberinnen: 

1. eine Probe ihrer techniſchen Fertigkeit in den 
weiblichen Handarbeiten abzulegen. Zu dieſem 
Zwecke haben ſie einzureichen: 

a) einen neuen Strumpf, gezeichnet mit zwei 
Buchſtaben und einer Zahl in Gitterſtich; 
dazu ein angefangenes Strickzeug; 

b) ein Häkeltuch mit 70 bis 90 Maſchen An⸗ 
ſchlag, welches mehrere Muſter enthält und 
mit einer gehäkelten Kante umgeben iſt; 

e) ein gewöhnliches Mannshemd (Herren⸗Nacht⸗ 
hemd); 

d) ein Frauenhemd; 

e) einen alten Strumpf, in welchem ein Hacken 
neu eingeſtrickt und eine Gitterſtopfe ſowie 
eine Strickſtopfe ausgeführt iſt; 

1) vier bis ſechs kleine Proben von verſchiedenen 
mittelfeinen Stoffen, wie dieſelben im Haus⸗ 
ſtande vorzukommen pflegen, jede etwa 12 zu 


— 


12 em groß. Dieſelben können ſowohl einzeln 
als auch zu einem Tuche verbunden abgegeben 
werden und ſollen enthalten: 

einen aufgeſetzten und einen eingeſetzten 


en; 

eine weiße und eine buntkarierte Gitterſtopfe, 

eine Köperſtopfe, 

zwei gezeichnete Buchſtaben in Kreuzſtich, 
zwei ebenſolche in Roſenſtich, 

drei geſtickte lateiniſche Buchſtaben und zwei 
Ziffern in rotem Garn, 

drei ebenſolche gotiſche Buchſtaben und zwei 
Ziffern in weißem Garn 

und ein geſticktes Monogramm aus den 
Namensbuchſtaben der Bewerberin. 

Die unter k aufgezählten Arbeiten müſſen 
vor allem dem gewählten Stoffe gemäß aus⸗ 
geführt ſein. Sämtliche Arbeiten ſollen ſchul⸗ 
gerecht und deshalb auch nur in Stoffen und 
aus Garnen von mittlerer Feinheit hergeſtellt 
werden. 

Die Arbeiten werden durch die Einreichung 
von den Bewerberinnen ausdrücklich als ſelbſt⸗ 
gefertigt bezeugt; die Hemden ſind indeſſen 
nicht ganz zu vollenden, damit nach Anweiſung 
der Prüfungs⸗Kommiſſion und unter Aufficht 
derſelben an der Arbeit fortgefahren werden kann. 

2. Außerdem hat jede Bewerberin in der Prüfung 
eine Probelektion in der Erteilung des Hand⸗ 
arbeitsunterrichtes in einer Schulklaſſe zu halten. 

Beim Eintritt in die Prüfung ſind 12 Mark 
Prüfungs⸗ und 1 Mark 50 Pf. Stempelgebühren 
zu entrichten, welch letztere der Examinandin im 
Falle des Nichtbeſtehens der Prüfung wieder zurück⸗ 
gezahlt werden. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, 

den 28. November 1904. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(11) Die nächſte Prüfung für Lehrerinnen der 
Hauswirtſchaftskunde wird in Berlin vom 13. März 
1905 an abgehalten werden. 

Zu dieſer Prüfung werden zugelaſſen: 

1. Bewerberinnen, die bereits eine lehramtliche 
Prüfung beſtanden haben; 

2. ſonſtige Bewerberinnen, die eine ausreichende 
Schulbildung nachweiſen und bei Beginn der 
Prüfung das 19. Lebensjahr vollendet haben. 
Die Anmeldung hat ſpäteſtens bis zum 13. Fe⸗ 

bruar 1905 bei der Reglerung des Bezirks zu er⸗ 
folgen, in welchem die Bewerberin wohnt. Die im 
Schuldienſte ſtehenden Lehrerinnen haben ihr Zu⸗ 
laſſungsgeſuch auf dem ordentlichen Dienſtwege ein⸗ 
zureichen, die übrigen Bewerberinnen unmittelbar 
bei der Regierung. 

1. Der Meldung der Bewerberinnen, welche bereits 
eine lehramtliche Prüfung abgelegt haben, ſind 
beizufügen: 

a) ein felbftgefertigter, mit Namen und Datum 
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unterſchriebener Lebenslauf, der im Anfang den 

vollſtändigen Namen, den Geburtsort, das Alter, 

das Religionsbekenntnis, den Wohnort, nötigen⸗ 
falls mit näherer Adreſſe, angiebt; 

b) die erworbenen Prüfungszeugniſſe; 

e) ein Nachweis über die Ausbildung der Be⸗ 
werberin in der Hauswirtſchaftskunde. 

Die Meldung iſt dem Ortsſchulinſpektor oder 
Rektor (Direktor) mit der Bitte um Beifügung eines 
Zeugniſſes über die bisherige Wirkſamkeit der Be⸗ 
werberin zu übergeben. Steht die Bewerberin nicht 
in einem Dienſtverhältniſſe als Lehrerin, ſo hat ſie 
ein Führungszeugnis der Ortsbehörde (Polizeibehörde) 
oder ihres Pfarrers beizulegen. 

2. Die übrigen Bewerberinnen haben beizubringen: 

a) einen Lebenslauf wie bei Nr. 1 a; 

p) einen Tauf⸗ oder Geburtsſchein; 

e) ein Geſundheitszeugnis, das von einem zur 
Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte 
längſtens drei Monate vor der Meldung aus⸗ 
geſtellt iſt; 

d) die Nachweiſe über die Schulbildung ſowie über 
die Ausbildung der Bewerberin in der Haus⸗ 
wirtſchaftskunde; 

e) ein amtliches Führungszeugnis, ausgeſtellt von 
der Ortsbehörde (Polizeibehörde) oder dem Pfarrer 
Berlin W. 9, Linkſtr. 42, 

den 28. November 1904. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(12) Die nächſte Lehrerinnenprüfung zu Pots⸗ 
dam wird vom 13. März 1905 an abgehalten 
werden. 

Zu dieſer Prüfung werden nur ſolche Be⸗ 
werberinnen zugelaſſen werden, welche das 19. Le⸗ 
bensjahr vollendet haben. 

Es empfiehlt ſich dringend, die Anmeldungen, 
in denen anzugeben iſt, ob die Prüfung für Volks⸗ 
ſchulen oder mittlere und höhere Mädchenſchulen ge⸗ 
wünſcht wird, ſpäteſtens bis zum 13. Februar 1905 
an uns einzureichen. Denſelben find beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, die Konfeſſion und der Wohnort 
der Bewerberin angegeben iſt; 

2. der Geburtsſchein; 

3. die Zeugniſſe über die bisher empfangene 
Schulbildung und die etwa ſchon beſtandenen 
Prüfungen; 

4. die genaue, amtlich beſcheinigte Angabe, wo 
und von wem die Bewerberin für den Lehr⸗ 
beruf vorbereitet iſt, namentlich in welcher 
Meile und in welchem Umfange ihre praktiſch⸗ 
pädagogiſche Vorbildung erfolgt iſt, in welchen 
Lehrgegenſtänden und auf welchen Stufen ſie 
einzelne Verſuchslektionen, ſowie fortlaufenden 
Klaſſenunterricht erteilt hat, und von wem ihre 
Lehrarbeit geleitet und kontroliert wurde. Be⸗ 
werberinnen, welche keine geordnete Seminar⸗ 


vorbildung genoſſen haben, müſſen bei der 

Meldung außer den oben erforderten Angaben 

diejenige Klaſſe bezw. Schule bezeichnen, in 

welcher ſie ihre Unterrichtsübungen⸗Verſuchs⸗ 
lektionen und fortlaufenden Klaſſenunterricht 
gehalten haben. 

5. ein amtliches Führungsatteſt und 

6. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigten Arzte ausgeftelltes Atteſt über nor⸗ 
malen Geſundheitszuſtand. 

Beim Eintritt in die Prüfung haben die Be⸗ 
werberinnen eine von ihnen gefertigte Probeſchrift 
auf einem halben Bogen Querfolio mit deulſchen 
und lateiniſchen Lettern und eine Probezeichnung 
abzugeben. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 24. November 1904. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
Bekanntmachung des Landes⸗Direktors 
der Provinz Brandenburg. 

Nachtrag zu den Statuten der Provinzial⸗ 
hülfskaſſen a) der Kurmark, b) der Neumark, c) der 

Niederlauſitz vom 4. Oktober 1852: 

Die Beſtimmung in den Statuten zu a und b 
§ 12 und zu e § 8 und 23: 

daß durch Veränderungen im Zinsfuß für dle 

zu bewilligenden Darlehen der Zinsfuß der 

früher gegebenen Darlehen niemals betroffen 
wird — 
wird aufgehoben und der Provinzial⸗Ausſchuß e 
mächtigt: 

im Falle der Ermäßigung des Zinsfußes für 

die zu bewilllgenden Darlehen den ermäßigten 

Zinsſatz auch für die früher gegebenen Dar⸗ 

lehen mit der Maßgabe zu bewilligen, daß 

a) die Ermäßigung der Zinſen zur Verſtärkung 

der Tilgung dient, 

b) im Falle der Erhöhung des Zinsfußes für 

die zu bewilligenden Darlehen der erhöhte 
Zinsſatz auch für die früher gegebenen 
Darlehen — jedoch nicht über den für dieſe 
urſprünglich feſtgeſetzten Zinsſatz hinaus — 
Anwendung finden kann. 


Der vorſtehende Statuten⸗Nachtrag iſt vom 
Provinzial⸗Landtage der Provinz Brandenburg am 
25. Februar 1904 beſchloſſen und durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 23. September 1904 beſtätigt worden. 

Berlin, den 6. Dezember 1904. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗ 
Präſidenten der Provinz Brandenburg. 

In Gemäßheit des § 6 der Königlichen 
Verordnung vom 2. Februar 1901 betreffend die 
Einrichtung einer Standes vertretung der Apotheker 
— Geſetz⸗Sammlung Seite 49 — wird hiermit 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß in die Apo⸗ 
thekerkam mer für die Provinz Brandenburg und den 
Stadtkreis Berlin folgende Herren gewählt worden ſind: 


e cen En N g E 
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A. Mitglieder. 
J. Stadtkreis Berlin. 


. Dr. F. Calließ, Berlin NW., Alt⸗Moabit 18. 
. Dr. M. Fraenkel, Berlin 8 W., Leipzigerſtr. 74. 


Dr. G. Kayſer, Berlin NW., Turmſtr. 21. 


. Dr. E. Kuhlmann, Berlin W., Wichmannſtr. 21. 
. G. Laidler, Berlin S., Urbanſtr. 118. 


Dr. W. Laux. Berlin C., Prenzlauerſtr. 45a. 


. H. Linke, Berlin NO., Werneuchenerſtr. 13. 
. A. Matz, Berlin W., Genthinerſtr. 20. 

„L. Pabſt, Berlin SW., Leipzigerſtr. 74. 

. Max Roth, Berlin C., Stralauerſtr. 47. 
„M. Salinger, Berlin NO., Landsbergerſtr. 3. 
O. Schade, Berlin SW., Großbeerenſtr. 52. 
Paul Schröder, Berlin N., Keſſelſtr. 1. 


2. Regierungsbezirk Potsdam. 


. A. Liebaldt, Potsdam, Breiteſtr. 27. 

„M. Kleinecke, Pankow, Floraſtr. 37. 

. F. Calckhof, Franz. Buchholz. 

. C. Hagenbeck, Lichtenberg / Berlin O., Frank⸗ 


furter Allee 190. 


Otto Roth, Friedrichsfelde / Berlin. 

R. Scheinert, Potsdam. 

. B. Herzberg, Spandau, Neuendorferſtr. 92. 
„F. Nogalski, Charlottenburg, Eislebenerſtr. 7. 
. H. Steinhorſt, Prenzlau. 

. S. Schaefer, Tegel / Berlin. 


3. Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 


. 9. Spielmann, Frankfurt O., Kronenapotheke. 
.F. Elsner, Ziebingen. 

; Dr. A. Henſchke, Eroſſen a. O. 

Udo Kühne, Fürſtenwalde / Spree. 


B. Stellvertreter. 
1. Stadtkreis Berlin. 


.A. von Gusnar, Berlin 8 W., Friedrichſtr. 206. 
. B. Helwig, Berlin 8., Kaiſer Friedrichplatz 2. 


Dr. W. Wartenberg, 
bergerſtr. 63. 
M. Beer, Berlin NW., Kirchſtr. 15. 


Berlin 80., Reichen⸗ 


. R. Schering, Berlin N., Chauſſeeſtr. 19. 

. A. Welzel, Berlin S., Prinzenſtr. 102. 

. W. Roſe, Berlin NW., Flemmingſtr. 9. 

. K. Duncker, Berlin 8., Dresdenerſtr. 116. 
G. Heering, Berlin C., Friedrichsgracht 50. 

. P. Huege, Berlin N., Auguſtſtr. 60. 

.J. Böhnert, Berlin C., Neue Friedrichſtr. 96/98. 
P. Werner, Berlin NW., Stendalerſtr. 11. 

. Dr. C. Beyſen, Berlin 8., Urbanſtr. 132. 


2. Regierungsbezirk Potsdam. 


Dr. A. Böhme, Bernau / Mark. 

„H. Freſter, Spandau, Neuendorferſtr. 92. 

„H. Krüger, Rixdorf, Bergſtr. 13. 

„Dr. E. Bandke, Charlottenburg, Leibnizſtr. 89. 
. A. Porſch, Schöneberg, Pallas / Goltzſtr. Ecke. 
„M. Hermel, Charlottenburg, Hardenbergſtr. 4„/5. 
. V. Donſee, Steglitz, Schloßſtr. 106. 

. Dr. O. Würſt, Oranienburg. 

„W. Möhring, Brandenburg / Havel, Jakobſtr. 18. 
Dr. B. Niederſtadt, Wuhlgarten / Berlin. 


3. Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
24. W. Sartorius, Cüſtrin. } 
25. E. Brandrup, Cottbus, Dresdenerſtr. 148. 
26. A. Helbing, Guben, am Markt 29. 
27. H. Warkentin, Forſt i. L. 

Potsdam, den 7. Dezember 1904. 

Der Oberpräſident. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Fraukfurt a. O. 

(1) Der Herr Ober⸗Präſident der Provinz 
Brandenburg hat durch Erlaß vom 29. November 
d. Js. — . P. 25024 — der Bethabara⸗Stiftung 
die Genehmigung erteilt, in der Zeit vom 1. Januar 
bis Ende September 1905 in der Stadt Berlin und 
der Provinz Brandenburg eine Hauskollekte abzuhalten. 

Die mit der Ausführung der Sammlungen 
beauftragten Perſonen ſind mit ordnungsmäßigen, 
polizeilich beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit 
paginierten und polizeilich beglaubigten Sammel⸗ 
büchern zu verſehen und haben ſich vor dem Beginne 
ihrer Tätigkeit unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei 
der Ortspolizeibehörde zu melden. 

Frankfurt a. O., den 3. Dezember 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(2) Der Herr Miniſter des Innern hat auf 
Grund Allerhöchſter Ermächtigung durch Erlaß vom 
25. November d. Is. — IIb. 4548 — dem Komitee 
für den Zuchtmarkt für eblere Pferde in Neubran⸗ 
denvurg die Erlaubnis erteilt, zu der Ausſpielung 
von Pferden, Wagen und anderen Gegenſtänden, 
die mit Genehmigung der Großherzoglichen Landes⸗ 
regierung bei Gelegenheit des im Jahre 1905 in 
Neubrandenburg ftaitfindenden Zuchtmarktes veran⸗ 
ſtaltet werden ſoll, auch im diesſeitigen Staatsgebiete, 
und zwar in den Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Sachſen, Hannover und Schleswig⸗Holſtein, jedoch 
mit Ausſchluß des Stadtkreiſes Berlin, Loſe zu 
vertreiben. Frankfurt a. O., den 6. Dezember 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(3) Parochialregulierungsurkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Cvangeliſchen Oberkirchenrats, ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unterzeich⸗ 
neten Behörden Folgendes feſtgeſetzt: L 

8 1. Die pfarramtliche Verbindung zwiſchen 
der Pfarrkirchengemeinde Züllichau und der Kirchenge⸗ 
meinde Tſchicherzig, Diözeſe Züllichau, wird aufgehoben. 

8 2. In der Kirchengemeinde Tſchicherzig wird 
eine Pfarrſtelle mit dem Sitz in Tſchicherzig errichtet. 

83. Dieſe Urkunde tritt am 1. Januar 1905 in Kraft. 

Berlin, den 25. Oktober 1904. 

(L. S.) Königliches Konſiſtorium der Provinz 

Brandenburg. J. V.: gez. Zitelmann. 

K. V. Nr. 6785. 

Frankfurt a. O., den 28. Oktober 1904. 

(L. S.) Königliche Regierung; Abteilung für 
Kirchen⸗ und Schulweſen. gez. v. Schroetter. 
| ı1. A. 5054. 
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Nachweiſung 
des monatlichen Durchſchnitts der höchſten Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert für 
den Zentner (50 Kilogramm) guten Hafer, Heu und Richtſtroh in den 17 Hauptmarktorten des 

Regierungsbezirks Frankfurt a. Oder für den Monat November 1904. 


Durchschnitt der höchſten 


— Tagespreiſe mit einem Auf⸗ ei P e o 
Ei 2 
5 Namen Map, von Dä Ss Gültig für ſämtliche 
* der emen) Ortſchaften Bemerkungen. 
Hauptmarktorte. Gap, Se roh des Kreifen. 
= Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf. 
Il Arnswalde 6082 I 3115 [ 157] Arnswalde. 
. 761 — — I——| Calau. Zu 2. Heu und Stroh nicht 
3 Cottbununs . . 791] 499 2,10] Cottbus Stadt und zum Markte gebracht. 
Cottbus Land. Zu 3. Für Heu und Richtſtroh 
4 Croſſen a. O. 788 525 2119] Croſſen a. O. ſind die Handelspreiſe an⸗ 
5| Frankfurt a. O.. . . 789 | 441 | 230 Stadt Frankfurt a. O. gegeben. 
und Weſt⸗Sternberg. Zu 4. Der Preis für Heu 
6 Friedeberg NM... 735 | 420 2062 Friedeberg N.⸗M. iſt auf Grund eingezogener 
7 Fürſtenwalde 786 | 368 | Lë Lebus. Erkundigung notiert. 
SLGpbenn a 798 551 2163| Guben Stadt und | Zu 6 wie zu 3. 


Guben Land. 

ol Königsberg N.⸗M. 706 361 | 258] Königsberg N. M. 
10 Landsberg a. W.. . 762] 420 | 2110| Landsberg a. W. 
LL) Sudan. ....... 735 505 200 Luckau. 
12J Lübben . 7888] 442 263] Lübben. 


Eee 788 | 420 | 2110| Soldin. 
14| Sorau N.. . | 785 | 525 | 1558| Goran N.⸗L. 
15| Spremberg... . 7188] 5.12 | 2110| Spremberg. 
16 Zielenzig .. 712 315 | 1158| Oſt⸗Sternberg. Zu 16. Für Heu und Richt⸗ 
171 Züllichauu 801 446 | 189 Züllichau⸗Schwiebus. ſtroh wie zu 4. 
Frankfurt a. O., den 6. Dezember 1904. Der Regierungs⸗Präſident. v. Dewitz. 


(Fortſetzung von Seite 291.) 


Laden Preiſe. Pro 1 Kilogramm ` 


Kaffee 


Mehl zur | Gerken« ? 233 N 
Namen Speieheneitung| ZK Ve: Se) _ ER Java, | Java, Spei⸗ Schweine. 
IW er e f LEE ELE | ton 
zs 2 2 0 3 
Städte vvh nd Kë, > Grütze grüge |? „ | (ro) f brannten ſbrannten] It | (htefige®) 
Weizen Roggen P Bohnen] Bohnen 


Ill 


I.] Arniewalde i 35 2 3 1 
2 [Cala 35 | 28 | 33 30 | 32 48 | 2 3 1 
8.| Cottbus an | 24 | 50 42 | 42 452 3 1 
4.] Croffen a. O.. 3024 40 | — | 36 GR HE ee E 1 
5. Cüſtrin 35 [ 25 45 | 38 43 55 2% 7 ee 1 
6. Finſterwalde 38 25 36.| 37 | 40 40 | sall) 1 
0 ene 35 | 23 | 45 40 | 40 50 2 30 —'—| 2 1 
8.| FSrantfurt a. O. 35 22 | 34 | 27 | 32 40 2 60 3 — 2 1 
9.] Friedeberg N. M.. .| 28 | 22 252736 4 % 2 10% HESE 1 
10.] Furſtenwalde a. Sp. 3323 4040404038 60 260 2 1 
Tr RR, ech hiere, ` 32 | 26 | 42 | 38 | 38 | 65 | 30 | 52,| 270 — 3 1 
12 | Königsberg NR. 39 | 28 45224545 | so | as | 251 —— [2 1 
13. | Lan .®....| 35 | 19 | 45 } 30 | 35 | 35 | 30 | so | 240 —|—| 3 1 
14.] udn A 28 | 20 | 36 | 36 | #0 | 50 | 35 50 2100 — - 2 1 
15. Lübben N.. 33 2338 | 4338 | 45 3339210 —— 2 1 
16.| Shmiebus `... 29 | 22 | 35.1 35.| 38 | 55 | 33 | 45. | 250 —| |. 3 1 
17. So, ... 28 22452843 43 43 55260 —i—-| 3 1 
18.] Sorann 31 | 27 50 [33 36 [ 45 26 43 2 500 — —| 2 1 
19.] Spremberg 32] 25 36 36 36 55 ] 3545 | 2700 — ] 3 1 
20. Zielenz ig 36 | 20 | 36 | 30 | 30 | 40 | 32 | 40 | 3600 — ] 2 1 
21.) Jülicher eee Li 


290 


der Durchſchnitts⸗Markt⸗ und Laden⸗ 


Na ch 
Preiſe in den bedeutenderen Marktſtädten 


Markt⸗ 
pro 100 Kilogramm 
Namen Teer TI Baal Sat? 
Meizen Roggen Gerſte Hafer 
S der — — — — — 
E 
& Städte 
3 n e LE 
S 29 3 4 S5 3 3 
e e sl e Ae ala e Ale eee 
\ 
1.) Arnswalde 80] 16160 164 13.— 1280 195 13090 18 70 13 60 
2. Calau — 122150) — — — = 
3.| Cottbus 8714160 
4. Croſſen a. O. — 1285 — —112 74 
Säi kan „U 75 14131] 13175113 23 
6.| Finfterwalde. . . . 21113144 — 11 — ——— — 
7.] Forſt l. 2. N Te — 
8.| Frankfurt a. O. 54 
9.] Friedeberg Nm. . ——— I — 
10.] Fürſtenwalde a. Spr. — — |] — | — 
idem 30 
12.] Königsberg Nm. — 
13.| Landsberg a. W. 70 
14.] Luckau — 
15. Lübben N.⸗L. — 
16. Schwiebus 85 
17.] Soldin — 
18. Sorau — 
19.] Spremberg — 
20.] Zielenzig — 
21, Züllichaen — 


Bekanntmachung des Königlichen 
Bergrevierbeamten für Oſt⸗Cottbus. 
Das Dienſtbureau des Königlichen Berg⸗ 
reviers Oſt⸗Cott bus befindet ſich vom 16. d. M. ab 
in Cottbus, Bahnhofſtraße Nr. 53. 
Die Dienſtſtunden ſind auf 9 bis 12 Uhr vor⸗ 
mittags und 8 bis 6 Uhr nachmittags feſtgeſetzt. 
An Sonn⸗ und Feſttagen iſt das Bureau mit 
Ausnahme von 11—12 Uhr mittags geſchloſſen. 
Cottbus, den 14. Dezember 1904. 
Der Königliche Bergrevierbeamte. 
Richter, Bergmeiſter. 
Bekanntmachung des Reichs Poſtamts. 
Die Reichs⸗Poſtverwaltung richtet auch in 
dieſem Jahre an das Publikum das Erſuchen, mit 
den Weihnachtsverſendungen bald zu beginnen, 
damit die Paketmaſſen fich nicht in den letzten Tagen 
vor dem Feſte zu ſehr zuſammendrängen, 


wodurch] Leinwandverpackung, 


die Pünktlichkeit in der Beförderung leidet. Bei 
dem außerordentlichen Anſchwellen des Verkehrs iſt 
es iſt nicht tunlich, die gewöhnlichen Beförderungs⸗ 
feiften einzuhalten und namentlich auf weitere 
Entfernungen eine Gewähr für rechtzeitige Zuſtellung 
vor dem Weihnachtsfeſte zu übernehmen, wenn die 
Pakete erſt am 22. Dezember oder noch ſpäter 
eingeliefert werden. 
Die Pakete ſin 
Pappkaſten, ſchwache S 
ſind nicht zu benutzen. 
muß deutlich, vollſtändig und h ` 
Kann die Aufſchrift nicht in deutlicher Weiſe auf 
das Paket ſelbſt geſetzt werden, fo empfiehlt Téi die 
Verwendung eines Blattes weißen Papiers, welches 
der ganzen Fläche nach feſt aufgeklebt werden muß. 
Bei Fleiſchſendungen und ſolchen Gegenſtänden in 
die Feuchtigkeit, Fett, Blut dc. 


d dauerhaft zu verpacken. Dünne 
chachteln, Zigarrenkiſten ꝛc. 
Die Aufſchrift der Pakete 
altbar hergeſtellt ſein. 
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weiſung 
des Regierungs⸗Bezirks Frankfurt a. O. für den Monat November 


1904. 


— — 


pro 1 Kilogramm 


Hülſenfrüchte Fleiſch Er 
33 EAR Së 60 
2 vn E = 
SCHER 2 8 3 8 ë 2 Ste 
E 22 e * 88 elt 
S5 & = |. „ „„ „ „ [88] 2 
S |8 85 E S S Gs 
AM , l. d LA A MA 

N 
21\— 325504050 6150| 275 2 — San 111 — | 1133| 1117| 1117| 110 1/20| 1/60 242 507 
—— . — 1 — . — 10250 150 120 120 120 10 1190| 248456 
35— 35 — 46.— 7133| 4— 950115128 115 1153| 1115| 144/158 246 518 
30 — 32 — 40 — 738 390 —— 9 — — — 160 1110| 1130 15 10 1190 2144| 42 
381339 —38— 8 — 469] 2880 8200 — — 1160| 10 1450146145 1760 238 5[20 
I] 7004 457 1095] —— 140 120 1200 10 140 1180| 2170| 4190 
35 —— 35 — 40 — 8— 350 — 9100 — 1120| 1— 120 120 10 1060 2150 430 
33. — 38 40 — 734 4156| — — 76910082 136 114 135 1400 135 1150| 240 483 
— — === Ee 1200 LEO / TEE 207 502 
24 — 32— 34 — 7103—— — 7120 — 140 1200 130] 10 140 1/60 242489 
35 — 38 — 44 — 780 4251 ——| 9380110 — 145 1120| 10 1130| 1150 1155| 2153| 475 
1969 I 5.— 442 —— 661 —— 160 10 1130| 130 130 1170| 245 5140 
205082 —36.— 650 3501 2 — 7108 — 150 10 1400 150 1160| 2140| 6120 
—— —— — — 7 880 —— 963] 140 140 1½0 10 140 1160| 2180 165 
28.— 375045 — 7505 —— 843120140 1200 140 10 140 1180| 2160 8⁰ 
25 — 31502650 698 315 220 650 105 —| 1140| 1120| 1118] 1115| 1121 1730 28 435 
25 — 30 — 40 — 590375] 280 7150] —— 10 120145 10 1030 1½70 250 5153 
21— 32 FEU 7503 220 925 RG H 11% 1120| 1110| 140] 1188| 250 380 
27 — 29.5041 — Tirol 4 — 3 — 963 105 — 120 1 —| 1110| 1110 1140| 1180| 270 4175 
—— —— —.— 6621 alsol——| 5780 —— 165 1120| 1120| 1185| 1180| 21 — 250] 480 
27 — 31 — 2925] 755 340 — — CS 120. — 135 115 1280 ılaı] 1186| 1190| 241 444 


Seite 289). 

Die Vereinigung mehrerer Pakete zu einer 
Begleitadreſſe iſt für die Zeit vom 10. bis 25. De⸗ 
zember im innern deutſchen Verkehr (Reichs⸗Poſt⸗ 
gebiet, Bayern und Württemberg) nicht geſtattet. 


(Fortſetzung ſiehe 
abſetzen, darf die Aufſchrift nicht auf die Umhüllung 
geklebt werden. Am zweckmäßigſten find gedruckte 
Aufſchriften auf weißem Papier. Dagegen dürfen 
Formulare zu Poſtpaketadreſſen für Paketaufſchriften 


nicht verwandt werden. Der Name des Beſtimmungs⸗ 
orts muß ſtets recht groß und kräftig gedruckt oder 
geſchrieben fein Die Paketaufſchrift muß ſämtliche 
Angaben der Begleitadreſſe enthalten, zutreffenden⸗ 
falls alſo den Frankovermerk, den Nachnahmebetrag 
nebſt Namen und Wohnung des Abſenders, den 
Vermerk der Cilbeſtellung uſw., damit im Falle des 
Verluſtes der Poſtpaketadreſſe das Paket doch dem 
Empfänger ausgehändigt werden kann. Auf Paketen 
nach größeren Orten iſt die Wohnung des Empfängers, 
auf Paketen nach Berlin auch der Buchſtabe des 
Poſtbezirks (O., W., SO. uſw.) anzugeben. Zur 
Beſchleunigung des Betriebs trägt es weſentlich bei, 
wenn die Pakete frankiert aufgeliefert werden. 


Auch für den Auslandsverkehr empfiehlt es ſich im 
Intereſſe des Publikums, während dieſer Zeit zu 
jedem Paket beſondere Begleitpapiere auszufertigen. 
Berlin W. 66, den 8. Dezember 1904. 
Der Staatsſekretär des Reichspoſtamts. 
Im Auftrage: Gieſeke. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 

Am 7. Dezember iſt bei der Förſtere⸗ 
Heidemühle eine Telegraphenhilfſtelle mit Fernſprechi 
betrieb und öffentlicher Fernſprechſtelle in Wirkſam⸗ 
keit getreten. 

Frankfurt (Oder), 8. Dezember 1904. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
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=I Laufende Nr. — Perſonal-Chronik. 
8 8 (1) Seine Majeſtät der Kaiſer und König 
5 33 [I haben dem Kreisbauinſpektor Richter zu Königs⸗ 
S RB || berg NM. den Charakter als Baurat mit dem 
er _ — J perſönlichen Range der Räte IV. Klaſſe Allergnädigſt 
Gét zu verleihen geruht. 
3 S e (2) Der Mühlenbeſitzer Hermann Schröter 
e| S E in Oftrow iſt zum Kreisverordneten für den Kreis 
[Sg „[ Oſt⸗Sternberg beſtellt worden. 
Ki 8 E (3) Dem Kataſterſekretär Krantz hier iſt der 
13 5 Titel Steuerinſpektor verliehen. 
u 2 (4) Dem Fräulein Eliſabeth Griſtow in 
Friedersdorf bei Dobrilugk, Kreis Luckau, iſt die 
EI ën D Erlaubnis zur Annahme der Stelle als Haus: 
S 1 und Erzieherin im Regierungsbezirke erteilt 
833 worden. 
3 Er 282 2 5 1 (5) Dem Fräulein Gertrud Mahnfeldt in 
e & o Sen Nickern, Kreis Züllichau⸗Schwiebus, tft die Erlaubnis 
88 8 Së zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Er⸗ 
Eu 2 8 zieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 

— — ES 2 (6) Im Kreiſe Guben iſt ernannt ie: 

der Mühlenbeſitzer Pietſch zu Amtig zum Amts⸗ 

8 r EIS Ss gg: „|| | vorfteher- Stellvertreter für den Amtsbezirk 21 

ke) & 253 EI 8 Amtitz. 

— = en. (7) Im Kreiſe Landsberg a. W. ift ernannt 
S 2. 8, F 8 8 EE worden: der Gutsbeſitzer Schulz in Neuendorf zum 
SEENEN Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 22 Merzdorf und 
EECH "is iq der frühere Schulze Krüger in Stennewitz zum 
S 2 3 S „ Amtasvorſteher⸗Stellvertreter für den Amtsbezirk 10 
S Stennewitz. 
= e Seng bet E - 
ez Se ‚Pe 8822 8 Vermiſchtes. 

8 SS 8. 8 K 4 8 (1) Der bisherige Hilfsprediger an der Frie⸗ 
8 e = denskirche zu Potsdam Ernſt Albers iſt zum Pfarrer 

ER SS E E J 85 der CH Polenzig, Diözeſe Sternberg I, beſtellt 
Ar “ worden. 

ers” 22 2 8 f (2) Der bisherige Predigtamtskandidat Guſtav 

E = ECKER 3 8 Nägler iſt zum Pfarrer der Parochie Groß⸗Kraußnigk, 

3858” 85 8 8 S 8 3 [ Diözeſe Sonnewalde, beſtellt worden. 

BR: S 23 & . SS (3) Die Kreisarztſtelle des Kreiſes Erkelenz 

. . S eil 3558 (Regierungsbezirk Aachen) mit dem Wohnſitz in 

E S e S 8 ge Erkelenz ſoll anderweitig befegt werden. Das Ge⸗ 

SS S ei S halt der Stelle beträgt je nach Maßgabe des Dienſt⸗ 

— — alters 1800 bis 2700 Mk. neben einer penfions- 

sl Se fähigen Zulage von 600 Mk., die Amtsunkoſten⸗Ent⸗ 
2 8 8 aS& ſchädigung 180 Mk. jährlich. 
e GS SR B: Bewerbungsgeſuche find binnen 3 Wochen an 
5 2 „ „denjenigen Herrn Regierungspräſidenten, in deſſen 
e Bezirk der Bewerber feinen Wohnfig hat, im Landes⸗ 
5 Kë? polizeibezirk Berlin an den Herrn Polizeipräſidenten 
STN Sg in Berlin zu richten. 
fe E ls Saa Berlin, den 2. Dezember 1904. 
el | | Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medi⸗ 
N Ste zinal⸗Angelegenheiten. 
ale Sr Im Auftrage: Förſter. 
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Nachweiſung 
der 24jährigen Martini⸗Durchſchnitts⸗Marktpreiſe des Getreides in den Normal⸗Marktorten 
des Regierungs⸗Bezirks Frankfurt a. O. 
nach Abzug der beiden höchſten und der beiden niedrigſten Jahrespreiſe für das Jahr 1904. 
§ 19 des Ablöſungs⸗Geſetzes vom 2. März 1850. 


Große Kleine 


i E 
| Weizen | Roggen Gerſte Gerfte Hafer Erbſen 


Namen 
& der 
8 ür 1 Neuſche e l 
€ Städte. 8 ge 
= in Ke Beck Si RH. 
= Mk. Pf. | Mk. Pf. E Pf. kan Pf. len | Pf. leng Pf. 
Arnsſdalde „u. 5 | 5 78 4 72 4 13 = 2 84 7 03 
2 Beeskow 3 — — 8 5 18. — — 1 — 4 — — — — 
SERag, CC . IR, SZ — — 8 5 25 — EEN 3 30 — — 
4 Cottbus e ef EE 6 74 5 31] 4 75 — — ] 3 3411 21 
5 Cboſſenſaa OI 6 85 5 38] 497 — — 341 — — 
6 | Cüſtrin SE zët, 5 99 5 02 4 314 — — 3 24 9 
7Finſterwalde . ` — — 5:21 nl — —- — 3 598 — — 
S e Forſt u (er en — — f 5 90 5 31 — — [ 3 82 — — 
9 Frankfurt a. O. Bei na er el; ee 
10 Friedeberg N. zZ ĩðͤ u ĩ r er Wäibal, E 
11 | Fürſtenwalde rn r e „93 | 
12 | Guben .. 6 32] 4 99] 4 67 — | — 3 3411 65 
13 Königsberg N.⸗ N. . 6 52 5 02] 4 76 — — 3 16 7 31 
14 | Landsberg a. 15 amt F oni 1.29 Eile 7,1060 
15 | Luckau | BE ee Le, 
16 n 6 98 5 53 5 03 — — 3181086 
eee 6 31 5 21] 4 73 — —[ 3 42 — = 
enn 6 07 4 86 429 —— 315 9 17 
19 Sommerfeld — — 5 05 4 74. — — 3 21 — — 
20 dra . TE Ba, 6-54 | 5-17 006:| -& . 8. 67 
21 Spremberg 4 re eie | 79 
22 Wriezen (Oder) , 633. 5 22,4 86 — |. =] 321 9 95 
23 Ziclenzig Se f ee I lc serge e 
24 Züllichavu 6 42 5 19 4 41 | Er A | = 


Wegen der vorſtehend fehlenden Getreide⸗Durchſchnittspreiſe wird auf die für dieſelben feftgefegten, 
in der Beilage zu Nr. 34 des Amtsblattes der Königlichen Regierung in Frankfurt (Oder) für 1874 bekannt 
gemachten Normalpreiſe verwieſen. 

Frankfurt a. Oder, den 6. Dezember 1904. 


Königliche General⸗Kommiſſion für die Provinzen Brandenburg und Pommern. 
Metz. 
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Nachweiſung 
der Martini⸗Durchſchnitts⸗Marktpreiſe von Getreide, Kartoffeln, Heu und Stroh in den Normal⸗Marktorten des Regierungsbezirks 
Frankfurt a. Oder für das Jahr 1904. 
ad 8 20 des Ablöſungs⸗Geſetzes vom 2. März 1850. 


Namen Kartoffeln Rauchfutter 
der für 
Städte. . e 8 en S 

100 kg | eur & 00 s feed (mee re | 100 rg Ké Sen | Stroh 

M. Pr. M. Pf.] M. Pf.] M. Pf. M. Ab f. M. Pf.] M. Pf.] M. Pf.] M. Pf.] M. Pf. f.] M. Pf.] M. Pf. 

Nrnswaldel) fee 6731712780] RK 13180] #155 — 1—|— |— 11280 21941211 — | 8182] 61501 21471 51501 2 175 
Beeskow) 16 68 5 8913074881470 5105| - Kl Kal |— [428 3|27|22 150 9 23 6 20 2 29 7 75] 3 20 
Ca lan 1764] 6901324488146 ESCH EE [-[ E E kg AE 6 50 2 5512 500 425 
Cottbus) 15 80 6111850041450 4 76(—— — 1489 6661470 7 35 294 8 75] 3 75 
Croſſen 1710 6 68112 83 4 80 1440 EA EEN DE 473] 3169] —[— [7 EE # | — 
Cüſtrin⸗ ) 416 80 654 35 9515 —466——— 453 3 4435 — [14 88 7 90 316 7 500 4 50 
Finſterwalde— —“— 134050 8[— —|— | —1— E AE HAHA / (I | 6190| 2483 11 500 4 50 
Forst Rs) 418 50 71213503] 4 5108-4 | — 659 403135 — 1453] 8 — 3329 — 3 50 
Frankfurt a. ©... 17 — 6551328 4 8915 30 EES ES Ok ODER 887 680 2/64] 7 900 4 — 
Frienederg N⸗ M) ——- 1250040 lgl D AE 8 — SEA 2135] 875] 487 
Gaben de Spree) :|16 150] 5 884 80480 137] AL SE EES KK ( 850 7881 2175] 720] 425 
üben?) 18 — 70213 [475 [4500 471) —[— 4450 81058 14 35 7 80 289 9 500 4 25 
Königsberg N⸗M.i) . 16 75 6371 4 8114 20 483 Bi: — 113 25 30519 50 8 19] 5 — 1185| 6750 4 50 
Landsberg a. W. u). 17 13 6 2913234 7614 65 4 731ʃ(— —-— 11408 32421] 861 880 282.7 — 3 |50 
Vum = = 118 7.4313 20 50515 60 EE EE [141-1 3381 —|— Edel 71 —| 21701101 —| 3 180 
Lübben). 18 5 7401850 —40[(—— - — | 3/30128|— [11176] 7 508 3 380 8 — 5 — 
Sagan. 1750 6 791350 4 8415 500 50—— [488 3 3026 — 10 48] 6 50 —— 825 3 30 
Soldinis ). 16153] 6 332 90 4 7714 830 4:51 — — 11453 37821 - 840 5.90] 2/04 7150| 3 75 
Sommerfeld). 17 64612 88 4 7714 46 CT EE EE HEET 3/260 780 2/85] 750 241 
Sorauſs) 17 50 755 [483/14 250 4751-1] — [113150] 3]26]21] = 8 68 7 50 268 9250 3 — 
Spremberg / 17 75 69213 82 4 9815 75 4 — — — 115125 351/27 [1134/7 60 2786| 9 50] 3 75 
Wriezen a. O. r). 16 50 7051310 5 2715 85 6 13] — — — 114 501 4 — 27 12 56 6 50 267 750 375 
Zielenzigs ) 16 75] 64512 75/4 7213 75) 454 — — — — 113 25 2 8518 — ] 783 630 2102] 550 2 80 
Züllichauo ) 17 40 6681340 498 14 — alasf=]= |] —1=115105 3 63127 —10 94 70 2981 8 45 3 40 


— si 


) 100 kg Futtererbſen — 15,50 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,36 Mk. 2) 100 kg Futtererbſen — 10 Mk., 1 Neuſcheffel = 4,00 Mk. 8) 100 kg 
Futtererbſen = 18,50 Mk., 1 Neuſcheffel = 7,59 Mk. 4) 100 kg Futtererbſen = 16 Mk. 5) 100 kg Futtererbſen 20 Mk., 1 Neuſcheffel = 8,20 Mk. 
6) 100 ke Futtererbſen 15 Mk, 1 Neuſcheffel = 6,15 Mk. d 100 kg Futtererbſen 16 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,40 Mk. 8) 100 kg Futtererbſen — 
16 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,48 Mk. ) 100 kg Futtererbſen = 17,00 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,89 Mk. 16) 100 kg Futtererbſen = 15,50 Mk., 1 Neu⸗ 
ſcheffel = 6,36 Mk. 1) 10% kg Futtererbſen — 15,50 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,20 Mk. 12) 100 kg ade — 17,00ME, 1 Neuſcheffel = 7,14 Mk. 
33, 100 kg Futtererbſen = 15 Mk., 1 Neuſcheffel = 5,66 Mk. 10) 100 kg Futtererbſen — 17,50 Mk., 1 Neuſcheffel = 5,25 Mk. 15) 100 kg Futter⸗ 
erbſen — 16,00 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,40 Mk. 1%) 100 kg Futtererbſen — 21,00 Mk., 1 Neuſcheffel = 8,43 Mk. 17) 100 k Dee Tat —= 1450 Mk., 
1 Neuſcheffel = 6,60 Mk. 191 100 kg Futtererbſen = 15,50 Mk., 1 Neuſcheffel = 6,43 Ml. 10) 100 kg Futtererbſen = 21,25 Mk., 1 Neuſcheffel = 7,44 Mk. 


Frankfurt a. O., am 6. Dezember 1904. 
Königliche General⸗Kommiſſion für die Provinzen Brandenburg und Pommern. Metz. 
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l. Regierung zu Frankfurt a. 
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l. Hofbuchdruckerei Trowitz 


O. 


ſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


Redigiert im Büreau der Kön 


Druck der König 


Sonderbeilage zum Amtsblatt. 


Anweiſung, 
, betreffend 


das Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden (8$ 57 bis 64 des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes). 


Auf Grund des 8 64 Abſatz 6 des Invalidenverſicherungsgeſetzes (RGBl. 1899 S. 463) wird 
für das Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden folgendes beſtimmt: 


I. Einleitung. 


1. Nach § 57 liegt den unteren Verwaltungsbehörden ob: 

a) die Entgegennahme und Vorbereitung von Anträgen auf Bewilligung von Invaliden⸗ 
und Altersrenten (§ 112) oder auf Beitragserſtattungen ($ 128) ſowie die Begutachtung 
der Anträge auf Rentenbewilligungen; 

b) die Begutachtung der Entziehung von Invalidenrenten (58 47, 121); 

e) die Begutachtung der Einſtellung von Rentenzahlungen (88 48, 121); 

d) die Benachrichtigung des Vorſtands der Verſicherungsanſtalt über die zur Kenntnis der 
Verwaltungsbehörde kommenden Fälle, in denen Grund zu der Annahme vorliegt, daß 
Verſicherte durch ein Heilverfahren vor baldigem Eintritte der Erwerbsunfähigkeit werden 
bewahrt werden, daß Empfänger von Invalidenrenten bei Durchführung eines Heil⸗ 
verfahrens die Erwerbsfähigkeit wieder erlangen werden ($ 47 Abf. 2), daß die Invaliden⸗ 
rente zu entziehen iſt (L 47 Abs. 1) oder Rentenzahlungen einzuſtellen find (§ 48); 

e) die Auskunftserteilung über alle die Invalidenverſicherung betreffenden Angelegenheiten. 

Someit in den nachfolgenden Vorſchriften das Verfahren nicht abweichend geregelt iſt, erfolgt 
die Erledigung dieſer Geſchäfte nach Maßgabe der für den Geſchäftsgang ſonſt beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen. Bildet die untere Verwaltungs behörde ein Kollegium, ſo hat der Bürgermeiſter für die 
Wahrnehmung der vorſtehend bezeichneten Geſchäfte einen Kommiſſar zu beſtellen, dem ein oder mehrere 
Stellvertreter beigegeben werden können. In der Rheinprovinz iſt der Bürgermeiſter zur Beſtellung 
eines ſolchen Kommiſſars befugt; das gleiche gilt für die Städte der Provinz Weſtfalen, in denen 
ſtatt des Magiſtrats nur ein Bürgermeifter gewählt iſt. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat über die Geſchäfte der Invalidenverſicherung ein be⸗ 
ſonderes Tagebuch zu führen. 


II. Entgegennahme, Vorbereitung und Begutachtung von Anträgen auf Bewilligung von Juvalideu⸗ 
oder Altersrenten. (8 57 Ziff. 1, § 112.) 


2. Anträge auf Rentenbewilligungen ſind bei der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke 
der Verſicherte wohnt oder beſchäftigt iſt, oder wenn er einen Wohnort oder Beſchäftigungsort im In⸗ 
lande nicht mehr hat, in deren Bezirk er ſeinen letzten Wohnort oder Beſchäftigungsort hatte, anzu⸗ 
bringen. Die Anbringung kann ſchriftlich oder zu Protokoll erfolgen; ſie muß die Bezeichnung der 
Rente (Invaliden⸗ oder Altersrente) enthalten. 
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Dem Antrage find die zur Begründung dienenden Beweisſtücke, insbeſondere die letzte Quittungs⸗ 
karte (bei Seeleuten das Seefahrtsbuch und etwa vorhandene Nachweiſungen) und ſofern die Bewilligung 
einer Altersrente beantragt wird, der Geburtsſchein beizufügen. Wird die Anrechnung von Krank⸗ 
heiten oder militäriſchen Dienſtleiſtungen (88 30, 31), die bei der Aufrechnung früherer Quittungskarten 
noch nicht berückſichtigt ſind, auf die Beitragszeit beanſprucht, ſo ſind die Krankheitsbeſcheinigungen und 
die Militärpapiere beizufügen. Auch iſt der Verſicherte zu veranlaſſen, daß er etwaige Nachweiſe 
über ſeine verſicherungspflichtige Beſchäftigung vor dem Inkrafttreten der Verſicherungspflicht für ſeinen 
Berufszweig ($$ 189, 190) beibringt und die in feinem Beſitz befindlichen Aufrechnungsbeſcheinigungen 
früherer Quittungskarten einreicht. Beſtehen bei einer verheirateten weiblichen Verſicherten Zweifel über 
die Identität der Antragſtellerin mit der in der Quittungskarte bezeichneten Perſönlichkeit, ſo kann die 
Vorlage der Heiratsurkunde (Trauſchein) verlangt werden. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat bei Anträgen auf Bewilligung einer Invalidenrente den 
Rentenbewerber darauf hinzuweiſen, daß die aus der Verſicherungspflicht ſich ergebende Anwartſchaft 
auf Rente erliſcht, wenn während zweier Jahre nach dem auf der Quittungskarte verzeichneten Aus⸗ 
ſtellungstag ein die Verſicherungspflicht begründendes Arbeits- oder Dienſtverhältnis, auf Grund deſſen 
Beiträge entrichtet ſind, oder die Weiterverſicherung (freiwillige Fortſetzung, Erneuerung der Ver⸗ 
ſicherung) nicht oder in weniger als insgeſamt zwanzig Beitragswochen beſtanden hat und daß frei⸗ 
willige Beiträge für eine länger als ein Jahr zurückliegende Zeit ſowie nach eingetretener Invalidität 
nachträglich nicht entrichtet werden dürfen. Bei Anträgen auf Bewilligung einer Altersrente iſt die 
Ausſtellung einer neuen Quittungskarte zu veranlaſſen und der Rentenbewerber darauf hinzuweiſen, 
daß die Verſicherungspflicht fortbeſteht, ſolange nicht gemäß § 6 Abſ. 1 die Befreiung von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht erfolgt iſt. 

3. Der Verſicherte kann den Antrag auch bei dem Gemeindevorſtande (Magiſtrat, Bürger⸗ 
meiſter, Gutsvorſteher), in Landgemeinden außerdem bei der Ortspolizeibehörde ſeines jetzigen oder 
früheren Wohnortes oder Beſchäftigungsorts rechtswirkſam anbringen. Die Vorſchrift der Ziffer 2 
Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. Der Gemeindevorſtand (Ortspolizeibehörde) hat den Antrag 
mit den eingereichten Beweisſtücken an die für ſeinen Bezirk zuſtändige untere Verwaltungsbehörde 
weiterzugeben, vorher aber die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Beweisſtücke zu prüfen und ſoweit 
ſich Mängel ergeben, deren Beſeitigung tunlichſt durch perſönliche Verhandlung mit dem Antragſteller 
herbeizuführen. Iſt die Beſeitigung der Mängel nicht möglich, oder findet der Gemeindevorſtand (Orts⸗ 
polizeibehörde) ſonſt Bedenken gegen den Antrag, ſo hat er dieſe bei der Weitergabe des Antrages an 
die untere Verwaltungsbehörde hervorzuheben. 


4. Die untere Verwaltungsbehörde hat die Vollſtändigkeit der Vorlagen zu prüfen und die 
Abſtellung von Mängeln ſowie die Nachlieferung fehlender Beweisſtücke zu verlangen. Insbeſondere 
hat ſie die für die Beurteilung der Verſicherungspflicht, des Verſicherungsrechts oder der Erfüllung 
der Wartezeit maßgebenden tatſächlichen Verhältniſſe nötigenfalls durch Vernehmung von Auskunfts⸗ 
perſonen aufzuklären und die für die Entſchließung des Vorſtands der Verſicherungsanſtalt ſonſt 
erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen. 

Ergibt ſich, daß der Rentenbewerber ſeine Vermögensangelegenheiten nicht zu beſorgen vermag, 
ſo hat die untere Verwaltungsbehörde, ſofern eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht bereits ange⸗ 
ordnet iſt, die Beſtellung eines Pflegers zur Wahrung der Rechte des Rentenbewerbers bei dem 
zuſtändigen Amtsgerichte zu beantragen. 
këng Bei Anträgen auf Bewilligung einer Invalidenrente hat die untere Verwaltungsbehörde auch 
eſtzuſtellen: N 

a) ob und wann der Rentenbewerber einen Unfall erlitten und welchen Ausgang das 
Entſchädigungsverfahren genommen hat, . 

p) ob der Rentenbewerber bereits früher einen Antrag auf Gewährung einer Invaliden⸗ 
oder Altersrente geſtellt und von welcher Verſicherungsanſtalt oder Kaſſeneinrichtung er 
einen Beſcheid erhalten hat und 

c) ob und zutreffendenfalls bei welcher Verſicherungsanſtalt oder Kaſſeneinrichtung für den 
Rentenbewerber ein Heilverfahren beantragt oder eingeleitet worden iſt. 


5. Wird bei dem Antrag auf Bewilligung einer Invalidenrente ein ausreichendes ärztliches 
Zeugnis von dem Verſicherten nicht vorgelegt, ſo hat die untere Verwaltungsbehörde die Unterſuchung 
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des Geſundheitszuſtandes und die Abgabe eines Gutachtens über das Maß der Erwerbsfähigkeit des 
Antragſtellers herbeizuführen; dabei ſind die von der Verſicherungsanſtalt wegen Beſchaffung dieſer 
Zeugniſſe getroffenen Maßnahmen tunlichſt zu berückſichtigen. 

Von einer ärztlichen Unterſuchung iſt abzuſehen, wenn ſich aus den Vorlagen klar ergibt, daß 
die Wartezeit nicht erfüllt oder die Anwartſchaft erloſchen iſt oder daß der Antragſteller weder ver⸗ 
ſicherungspflichtig noch verſicherungsberechtigt geweſen iſt oder daß ein früherer Invalidenrentenantrag, 
der mangels Nachweiſes der dauernden Erwerbsunfähigkeit zurückgewieſen worden iſt, innerhalb eines 
Jahres ſeit der Zuſtellung der letzten endgültigen Entſcheidung ohne die nach § 120 erforderliche Be⸗ 
ſcheinigung wiederholt wird. 

Von einer ärztlichen Unterſuchung kann in der Regel abgeſehen werden, wenn 8 

a) die Erwerbsunfähigkeit durch einen Unfall herbeigeführt ift und der Verletzte eine Unfall⸗ 
rente erhält 

b) ein früherer Invalidenrentenantrag, welcher, obwohl Erwerbsunfähigkeit vorlag, wegen 
nicht erfüllter Wartezeit zurückgewieſen war, wiederholt wird, — 

c) der Antragſteller eine Altersrente bezieht und auf andere Weiſe die Erwerbsunfähigkeit 
glaubhaft feſtgeſtellt iſt, 

d) augenſcheinlich erkennbar oder in einem voraufgegangenen Heilverfahren oder in anderer 
Weiſe glaubhaft nachgewieſen iſt, daß Erwerbsunfähigkeit nicht vorliegt oder daß und 
ſeit wann dauernde Erwerbsunfähigkeit eingetreten iſt. 

Ergibt ſich, daß der Rentenhewerber bereits den Antrag auf Gewährung einer Alters-, In⸗ 
validen⸗ oder Unfallrente oder auch Übernahme des Heilverfahrens geſtellt hatte, ſo ſind zunächſt die 
Vorgänge einzufordern und ſoweit dies nach Lage der Verhältniſſe tunlich erſcheint, dem unterſuchenden 
Arzte zugänglich zu machen. 

6. Der Regierungspräſident kann anordnen, daß der Gemeindevorſtand (Ortspolizeibehörde), 
ſofern der Antrag auf Bewilligung einer Rente bei ihm eingeht, die unter Ziffer 4 bezeichneten 
Ermittelungen an Stelle der unteren Verwaltungsbehörde vorzunehmen und erſt nach ihrem Abſchluſſe 
den Antrag an dieſe weiterzugeben hat. Iſt die Vorbereitung durch den Gemeindevorſtand (Ortspolizei⸗ 
behörde) nicht ausreichend, ſo hat die untere Verwaltungsbehörde ihre Vervollſtändigung herbeizuführen. 
7. Die untere Verwaltungsbehörde gibt, falls fie ſich nach pflichtmäßiger Prüfung für die 
Bewilligung der Rente ausſprechen zu ſollen glaubt, den Antrag mit allen Beweisſtücken und einer 
gutachtlichen Außerung an den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt weiter. Gelangt jedoch die untere 
Verwaltungsbehörde auf Grund der Prüfung zu der Anſicht, daß dem Antrage nicht zu entſprechen 
iſt, und laſſen ſich die obwaltenden Bedenken durch Benehmen mit dem Verſicherten nicht beſeitigen, 
oder nimmt der Verſicherte ſeinen Antrag nicht zurück, ſo iſt zur Erörterung des Antrages eine münd⸗ 
liche Verhandlung anzuberaumen. Der Termin ſoll tunlichſt innerhalb ſechs Wochen, nach dem Tag, 
an dem der Antrag bei der unteren Verwaltungsbehörde eingegangen iſt, ſtattfinden. 

8. Zu der mündlichen Verhandlung beruft die untere Verwaltungsbehörde je einen Vertreter 
der Arbeitgeber und der Verſicherten in der von dem Regierungspräſidenten (in Berlin von dem 
Oberpräſidenten) beſtimmten Reihenfolge. Zugleich ſind die Zeugen und Sachverſtändigen zu laden 
und der Antragſteller von der Anberaumung des Termins zu benachrichtigen. Beantragt dieſer auf 
die Benachrichtigung hin ſeine Zuziehung zum Termin oder hält die untere Verwaltungsbehörde zur 
Aufklärung des Sachverhalts die Zuziehung des Perſicherten zur Verhandlung für erforderlich, ſo iſt 
der Verſicherte zum Termine zu laden. Zwiſchen der Benachrichtigung oder der Zuſtellung der Ladung 
und dem Verhandlungstermine ſollen in der Regel mindeſtens vierundzwanzig Stunden liegen. 

Bei Behinderung des Landrats dürfen nur ſolche Beamte den Vorſitz übernehmen, die nach 
Beſtimmung der Kreisordnung oder auf Grund beſonderer Anordnung des Miniſters des Innern zur 
Vertretung des Landrats befugt ſind. 

9. Die Verhandlung iſt nicht öffentlich. Nachdem der Inhalt der Akten vorgetragen iſt, wird 
der Verſicherte oder ſein Bevollmächtigter über den Antrag und über die gegen dieſen geltend zu 
machenden Bedenken gehört. Dieſelben können den Antrag ergänzen, berichtigen oder abändern; ſie 
haben für ihre etwaigen Behauptungen Beweismittel anzugeben, auch können von ihnen Zeugen zur 
Vernehmung vorgeführt werden. Die Auswahl der zu vernehmenden Zeugen ſteht der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu. Der Vorſitzende hat dahin zu wirken, daß der Sachverhalt vollſtändig aufgeklärt 
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wird, er kann den Vertretern die Ausübung des Fragerechts geſtatten. Iſt der Verſicherte nicht zur 
Verhandlung geladen und ergibt ſich im Verlaufe der Verhandlung, daß ſeine Anweſenheit zur Auf⸗ 
klärung des Sachverhaltes erforderlich iſt, ſo iſt die Verhandlung zu vertagen und der Verſicherte zu 
dem neuen Termine zu laden. Erſcheint auf die Ladung weder der Verſicherte noch ſein Bevoll⸗ 
mächtigter, ſo iſt die Verhandlung ohne dieſe zu Ende zu führen. Eine Vereidigung der Zeugen und 
Sachverſtändigen findet nicht ſtatt. 

Der Vorſitzende kann Bevollmächtigte des Antragſtellers zulaſſen. Dieſe müſſen auf Erfordern 
eine von dem Antragſteller oder ſeinem geſetzlichen Vertreter vollzogene ſchriftliche Vollmacht vorlegen. 

10. Über die Verhandlung iſt unter Zuziehung eines Protokollführers ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen. Dasſelbe muß den weſentlichen Hergang der Verhandlung, ſowie die Namen des Vorſitzenden, 
der Vertreter und des Protokollführers, den weſentlichen Inhalt der Ausſagen des Antragſtellers oder 
ſeines Bevollmächtigten, der Zeugen und Sachverſtändigen und das Gutachten der unteren Verwal⸗ 
tungsbehörde enthalten. Die Begutachtung hat ſich auf die Verſicherungspflicht oder auf das Ver⸗ 
ſicherungsrecht, und bei Anträgen auf Bewilligung einer Invalidenrente auf das Maß der Erwerbs⸗ 
fähigkeit, ſowie darauf zu erſtrecken, ob und ſeit wann die Erwerbsunfähigkeit als dauernd oder als 
vorübergehend anzuſehen iſt, und ob die Rente aus den im $ 15 Abſ. 2 Satz 2 oder im § 17 ange⸗ 
gebenen Gründen verſagt werden ſoll. Auf die Erfüllung der Wartezeit, die Entrichtung der erforder⸗ 
lichen Zahl von Beiträgen und die Höhe der Rente hat ſich das Gutachten nicht zu beziehen. War 
von der Verſicherungsanſtalt gegen den erkrankten Verſicherten ein Heilverfahren zur Hebung der Er⸗ 
werbsunfähigkeit eingeleitet und hat der Verſicherte ſich den von der Verſicherungsanſtalt getroffenen 
Maßnahmen entzogen, ſo hat ſich das Gutachten auch darauf zu erſtrecken, ob der Verſicherte einen geſetz⸗ 
lichen oder ſonſt triftigen Grund für ſeine Weigerung hatte und ob die Erwerbsunfähigkeit durch das 
Verhalten des Verſicherten veranlaßt iſt. 

Das Protokoll iſt vom Vorſitzenden und Protokollführer zu unterzeichnen. Iſt das Gutachten 
nicht einſtimmig gefaßt, ſo ſind die abweichenden Gutachten der Vertreter mit kurzer Begründung 
im Protokolle zu vermerken. 

11. Die untere Verwaltungsbehörde hat nach Abſchluß des Verhandlungstermins das 
Protokoll mit den entſtandenen Akten an den Vorſtand der für ihren Bezirk zuſtändigen Verſicherungs⸗ 
anſtalt abzuſenden. 


III. Entgegennahme und Vorbereitung der Anträge auf Beitragserſtattung. (§ 57 Ziff. 1, § 128.) 


12. Anträge auf Erſtattung von Beiträgen find in den Fällen der 88 42, 43 bei der unteren 
Verwaltungs behörde, in deren Bezirke der Antragſteller wohnt oder zuletzt beſchäftigt war, in den 
Fällen des $ 44 bei der unteren Verwaltungsbehörde anzubringen, in deren Bezirke der Antragſteller 
ſeinen Wohnſitz hat oder der verſtorbene männliche oder weibliche Verſicherte zuletzt beſchäftigt war. 

Der Antrag kann auch bei dem Gemeindevorſtande (Magiſtrat, Bürgermeiſter, Gutsvorſteher), 
in Landgemeinden auch bei der Ortspolizeibehörde angebracht werden. Dieſe haben die Vollſtändig⸗ 
keit des Antrags zu prüfen und den Antrag an die untere Verwaltungsbehörde weiterzugeben. 

13. Die Einreichung des Antrags kann ſchriftlich oder zu Protokoll erfolgen. Dem Antrage 
ſind in jedem Falle beizufügen die letzte Quittungskarte des Verſicherten, deſſen Beiträge erſtattet 
werden ſollen, und die Aufrechnungsbeſcheinigungen früherer Quittungskarten, ſoweit der Antragſteller 
fie beſitzt, — bei Seeleuten die Seefahrtsbücher und die etwa vorhandenen Nachweiſe — ſowie der 
Ausweis über etwa anzurechnende, aus den Quittungskarten nicht erſichtliche Krankheiten und mili⸗ 
täriſche Dienſtleiſtungen (Gë 30, 31), ſofern ohne dieſe Anrechnung der Nachweis der 200 Beitrags⸗ 
GK (GR 42, 44) oder der Erfüllung der Wartezeit (8 43) nicht geführt werden kann. Außerdem 
ind beizufügen: A*. 

a) ſofern eine verheiratete weibliche Perſon die Rückerſtattung der Hälfte ihrer Beiträge 
verlangt (§ 42 des Geſetzes) die Heiratsurkunde, 

b) ſofern dauernd erwerbsunfähige Perſonen, die eine Unfallrente in einem höheren Betrag 
als die zu erwartende Invalidenrente beziehen, den Anſpruch auf Rückerſtattung der 
Hälfte der Beiträge geltend machen ($ 43 des Geſetzes), eine Beſcheinigung der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft über die Höhe der Unfallrente ud ein ärztliches Zeugnis über die dauernde 
Erwerbsunfähigkeit, ſoweit dieſe ſich nicht aus den Akten der Berufsgenoſſenſchaft ergibt, 
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c) ſofern die Witwe die Rückerſtattung der Hälfte der für ihren verftorbenen Ehemann 
verwendeten Beiträge verlangt (§ 44 Abſ. 1), die Heiratsurkunde und die Sterbeurkunde, 

d) ſofern der Witwer die Rückerſtattung der Hälfte der für ſeine Ehefrau verwendeten 
Beiträge verlangt (§ 44 Abſ. 2), die Heiratsurkunde und die Sterbeurkunde ſowie eine 
Beſcheinigung der Gemeindebehörde des letzten Wohnorts der Verſtorbenen, daß dieſe 
wegen Erwerbsunfähigkeit ihres Ehemanns die Ernährerin ihrer Familie war, 

o) ſofern eheliche Kinder die Rückerſtattung der Hälfte der für ihren verſtorbenen Vater 
verwendeten Beiträge verlangen (8 44 Abſ. 1), die Sterbeurkunde beider Eltern, die 
Heiratsurkunde der Eltern, die Geburtsurkunden der Kinder unter 15 Jahren, ſowie die 
Beſtallung des Vormundes oder Pflegers, 

f) ſofern Kinder die Rückerſtattung der Hälfte der für ihre verſtorbene Mutter verwendeten 
Beiträge verlangen (§ 44 Abf. 1 und 2), die Sterbeurkunde und bei ehelichen Kindern 
auch die Heiratsurkunde der Mutter und die Sterbeurkunde des Vaters, die Geburts⸗ 
urkunden der Kinder unter 15 Jahren, ſowie die Beſtallung des Vormundes oder Pflegers, 

g) ſofern eheliche Kinder, deren Vater noch am Leben iſt, die Rückerſtattung der Hälfte der 
für ihre verſtorbene Mutter verwendeten Beiträge verlangen (§ 44 Abſ. 2), die Sterbe⸗ 
urkunde und Heiratsurkunde, ſowie die Beſtallung des Vormundes oder Pflegers, die 
Geburtsurkunden der Kinder unter 15 Jahren ſowie eine Beſcheinigung des Gemeinde- 
vorſtands des Wohnorts der Verſtorbenen, ſeit wann der Ehemann der Verſtorbenen vor 
dem Tode ſeiner Ehefrau ſich von der häuslichen Gemeinſchaft ferngehalten und der 
Pflicht der Unterhaltung der Kinder entzogen hat. 

In den Fällen » bis g ift eine Beſcheinigung des Gemeindevorſtands des Wohnorts der An⸗ 
tragſteller darüber beizubringen, daß die Hinterbliebenen aus Anlaß des Todes des Verſicherten eine 
Entſchädigung aus der Unfallverſicherung weder beziehen noch zu erwarten haben. 


14. Die untere Verwaltungsbehörde hat die Vollſtändigkeit der eingereichten Beweisſtücke zu 
prüfen und ihre Vervollſtändigung herbeizuführen. Sie gibt demnächſt den Antrag mit den Anlagen 
an den Vorſtand der für ihren Bezirk zuſtändigen Verſicherungsanſtalt ab. 


IV. Begutachtung der Entziehung von Juvpalidenrenteu. (§ 47, § 57 Ziff. 2, $ 121.) 


15. Die untere Verwaltungsbehörde hat, ſobald ihr das Erſuchen um Abgabe eines Gut⸗ 
achtens über Entziehung einer Invalidenrente zugeht, den Rentenempfänger zu veranlaſſen, daß er ſich 
zwecks Feſtſtellung des Maßes ſeiner Erwerbsfähigkeit durch einen Arzt unterſuchen laſſe; dabei ſind 
die von der Verſicherungsanſtalt wegen Vornahme dieſer Unterſuchungen getroffenen Maßnahmen tun⸗ 
lichſt zu beachten. Hat der Rentenempfänger ſich dem von der Verſicherungsanſtalt angeordneten Heil⸗ 
verfahren entzogen, ſo iſt die ärztliche Unterſuchung auch darauf zu erſtrecken, ob der Rentenempfänger 
durch ſein Verhalten die Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit vereitelt hat. Zugleich ſind die etwa 
erforderlichen Erhebungen über die Arbeitsverrichtungen des Rentenempfängers anzuſtellen. Wird von 
dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt ein ausreichendes ärztliches Zeugnis beigefügt oder iſt die 
Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit von dem Rentenempfänger ausdrücklich anerkannt oder wird auf 
den Fortbezug der Rente verzichtet, ſo iſt von einer nochmaligen ärztlichen Unterſuchung des Renten⸗ 
empfaͤngers Abſtand zu nehmen. ` 

Gelangt die untere Verwaltungsbehörde hiernach zu der Anſicht, daß der Rentenempfänger 
nicht mehr als erwerbsunfähig anzuſehen oder daß ihm wegen ſeines Verhaltens gegenüber den Maß⸗ 
nahmen der Verſicherungsanſtalt die Invalidenrente zu entziehen iſt, ſo hat ſie tunlichſt binnen vier 
Wochen, nachdem das Erſuchen des Vorſtandes eingegangen iſt, zur Abgabe des Gutachtens eine 
mündliche Verhandlung anzuberaumen. Hierbei iſt nach Maßgabe der Ziffern 8 bis 11 zu verfahren. 
Der Anberaumung einer mündlichen Verhandlung bedarf es nicht, wenn der Verſicherte erklärt hat, 
15 Anſpruch auf weitere Gewährung der Rente zu haben und der Akteninhalt dieſe Erklärung 
rechtfertigt. 

St die untere Verwaltungsbehörde dagegen der Anſicht, daß die Vorausſetzungen für eine 
Entziehung der Invalidenrente nicht vorliegen, ſo teilt ſie ihr Gutachten nebſt Gründen unter Beifügung 
der entſtandenen Vorgänge dem Vorſtande mit. 
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Kommt eine Entziehung der Rente auf Grund des § 15 Abſ. 2 Satz 2 in Frage, jo finden 
vorſtehende Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. { 

Das Gutachten hat ſich auf das Maß der Erwerbsfähigkeit des Rentenempfängers, ſowie 
gegebenenfalls darauf zu erſtrecken, ob die Erwerbsunfähigkeit durch einen Unfall herbeigeführt worden 
iſt, ob ſich der Rentenempfänger den Maßnahmen der Verſicherungsanſtalt wegen Einleitung des Heil⸗ 
an We durfte und durchſein Verhalten die Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit ver⸗ 
eitelt worden iſt. 


V. Begutachtung der Einſtellung von Rentenzahlungen. (§ 48, § 57 Ziff. 3, § 121.) 


16. Bei Abgabe des Gutachtens über die Einſtellung einer Rentenzahlung iſt die untere Verwal⸗ 
tungsbehörde an die von dem Vorſtande bezeichneten Gründe nicht gebunden, ſondern verpflichtet, von 
Amtswegen andere Tatſachen, die für eine Einſtellung der Rentenzahlung ſprechen, zu berückſichtigen. 

Wird die Einſtellung der Rentenzahlung erforderlich, weil der Rentenempfänger eine die Dauer 
von einem Monat überſteigende Freiheitsſtrafe verbüßt oder weil er in einem Arbeitshaus oder in 
einer Beſſerungsanſtalt untergebracht ift ($ 48 Abſ. 1 Ziffer 3, Abſ. 2), jo hat die untere Verwaltungs⸗ 
behörde durch Rückfrage bei der Gemeindebehörde zugleich feſtzuſtellen, ob der Antragſteller eine im 
Inlande wohnende Familie hat, deren Unterhalt er bisher aus ſeinem Arbeitsverdienſte beſtritten hat. 


VI. Abgabe von Gutachten auf Erſuchen des Vorſtauds der Verſicherungsanſtalt. (§ 59 Abſ. 2.) 


17. Nach § 59 Abſ. 2 iſt der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt berechtigt, auch in anderen 
als den unter II und IV bezeichneten Fällen und über andere Fragen die Abgabe eines Gutachtens 
der unteren Verwaltungsbehörde unter Zuziehung der Vertreter auf Grund einer mündlichen Verhand⸗ 


lung zu verlangen. In dieſen Fällen iſt nach Maßgabe der Ziffern 8 bis 11 zu verfahren. 


VII. Schlußbeſtimmungen. 


18. Angelegenheiten der unter II, IV und V bezeichneten Art find als eilige Sachen zu be⸗ 
handeln, auch iſt in den übrigen Fällen die Erledigung der Geſchäfte nach Möglichkeit zu beſchleunigen. 
19. Die den Vertretern zuſtehenden Bezüge ſowie die ſonſtigen durch das Verfahren ent⸗ 
ſtehenden baren Auslagen trägt die Verſicherungsanſtalt. Die Verſicherungsanſtalt hat auf Verlangen 
für die vorſchußweiſe Zahlung der Auslagen der unteren Verwaltungsbehörde eine Summe zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, über deren Verwendung mit der Verſicherungsanſtalt in den mit dem Vorſtande 
zu vereinbarenden Zeitabſchnitten abzurechnen iſt. Die durch das Verfahren im Einzelfall entſtehenden 
beſonderen Auslagen an Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren uſw. ſind bei Abgabe des Gutachtens, 
die Bezüge der Vertreter nach Beendigung der an einem Tag anſtehenden Verhandlungen feſtzuſtellen. 
20. Die Bezüge der Vertreter werden durch das Statut der Verſicherungsanſtalt geregelt. 
Zu den baren Auslagen des Verfahrens gehören: 

a) die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen. Für die Zahlung der Zeugen und 
Sachverſtändigengebühren ſind, ſoweit nicht die Anſtalt mit den Arzten ihres Bezirks 
beſondere Gebührenſätze vereinbart hat, die Beſtimmungen der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige maßgebend; 

b) die Koſten der Zuziehung eines Protokollführers bei Abhaltung von Verhandlungs⸗ 
terminen außerhalb des Sitzes der unteren Verwaltungsbehörde. Die Protokollführer 
erhalten Tagegelder und Reiſekoſten nach den Sätzen des $ 1, VI des Geſetzes vom 
21. Juni 1897 (G. S. S. 193), ſofern ihnen nicht in ihrer Eigenſchaft als Staats- 
beamte höhere Sätze zuſtehen; 1 

c) die Koſten für die Zuziehung des nicht am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde 
wohnenden Antragſtellers, ſofern die Zuziehung nicht auf ſeinen Antrag, ſondern von 
Amtswegen erfolgt iſt. Dieſer erhält eine Entſchädigung in Höhe der einem Zeugen 
zuſtehenden Entſchädigung; ö h 

d) die Auslagen für Formulare, ſoweit dieſe nicht vom Vorſtande geliefert werden. 
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21. Die unteren Verwaltungsbehörden haben die erforderlichen Räume und Beamten zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, ohne hierfür von der Verſicherungsanſtalt eine Entſchädigung beanſpruchen zu können. 


22. Iſt die untere Verwaltungsbehörde der Anſicht, daß den Beteiligten Koſten des Ver⸗ 
fahrens, die durch Mutwillen oder durch ein auf Verſchleppung oder Irreführung berechnetes Ver⸗ 
halten derſelben veranlaßt worden ſind, zur Laſt zu legen ſind, ſo hat ſie bei Abgabe der Gutachten 
entſprechende Anträge zu ſtellen. 

23. Die Verpflichtung der Vertreter auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten hat 
in dem erſten Termine, zu dem ſie zugezogen werden, durch Handſchlag zu erfolgen. 

24. Der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) hat auf 
Antrag des Vorſtands der Landes ⸗Verſicherungsanſtalt anzuordnen, daß für die Begutachtung der 
Anträge auf Bewilligung von Invaliden⸗ und Altersrenten beſtimmte Formulare zu verwenden find. 

Sofern über die bei der Aufnahme von Rentenanträgen zu verwendenden Formulare zwiſchen 
der Landes⸗Verſicherungsanſtalt und den unteren Verwaltungsbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt 
wird, kann der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) anordnen, 
daß beſtimmte Formulare verwendet werden müſſen. 


Berlin, den 15. November 1904. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Möller. 


Senrudt bet Julius Sittenfeld in Berlin W. 


